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Von Burkhard Riering

Derzeit kommt es wieder Schlag auf
Schlag: Erst die Pferdefleisch-Lasagne,
dann falsche Bio-Eier, jetzt auch noch
verschimmeltes Tierfutter für unsere
Milchkühe. Es kann nicht angehen, dass
Verbraucher nicht mehr wissen, was sie
eigentlich essen: Wenn Rind draufsteht,
sollte nicht Pferd drin sein.
Durch Falschdeklaration des Flei-

sches werden wir bewusst getäuscht.
Unerträglich ist zudem die Vorstellung,
dass uns Fleisch
von Tieren unter-
gemengt wird, de-
ren Transportwe-
ge wir nicht nach-
vollziehen kön-
nen, und keine
Auskunft darüber existiert, wie die Tiere
zu Tode gebracht wurden. Dort, wo al-
lein die Rendite regiert, scheint krimi-
nelle Energie nicht mehr weit zu sein.
Gemeinhin werden die jüngsten Ver-

gehen als „Lebensmittel“-Skandal abge-
heftet. Der Begriff führt aber in die Irre,
wenn er nicht gar schlicht falsch ist. Es
sind eher „Etikettierungs“-Skandale
oder „Deklarierungs“-Skandale. Wir ha-
ben in der Summe gute Lebensmittel
von hoher Qualität. Regionale Produkte
der Fleischer und vom Bauern, denen
wir vertrauen.
Bei massenindustriell gefertigten

Produkten ist es aber ungleich schwieri-
ger, Herkunft und Inhalt genau zu ken-

Falsches Deklarieren von Lebensmitteln ist kein Kavaliersdelikt

Was ist uns unser Essen wert? 

nen. Deswegen sollen wir uns auf die
Informationen der Hersteller verlassen
können. Wird hier Schindluder getrie-
ben, ist es nur recht und billig, die Ma-
chenschaften öffentlich zu machen, wie
es jetzt die Bundesregierung in einem
Gesetz plant.
Doch nicht bloß der Ruf nach mehr

staatlichen Kontrollen ist das Maß aller
Dinge. Ein jeder ist selbst gefragt. Wol-
len wir weiter möglichst billige Lebens-
mittel? Geht es nur um niedrigsten
Preis? Was ist uns unser Essen wert?

Müssen wir nicht
umdenken, wenn
ein Tiefkühlpro-
dukt für die ganze
Familie vom Dis-
counter weniger
kostet als ein

Cappuccino „to go“ in der Stadt?
An den bekannt gewordenen krimi-

nellen Vorgängen gibt es nichts zu be-
schönigen. Doch Eigenverantwortung
zählt auch.
Die Fleischer machen klar: Wir wis-

sen, wo unsere Produkte herkommen.
Wir kennen die Landwirte in unserer
Region, wir wissen, wie die Tiere auf
kürzesten Wegen transportiert werden.
Dieses Denken, dieses Qualitätsbe-
wusstsein, wird in den kommenden
Jahren noch deutlich zunehmen. Denn
die Verbraucher ändern mehr und mehr
ihre Einstellung: Wir werden bewusster
gegenüber dem, was wir tun und was
wir essen.

„Die Fleischer machen klar:
Wir wissen, wo unsere 
Produkte herkommen.“

CONTRA Jedes Kind
erhält in

Bayern die Lernzeit, die es braucht. Wer
das Wiederholen gänzlich abschaffen
will, beraubt sich eines Instruments,
das junge Menschen in einer besonde-
ren Situation in die Lage versetzt, ihre

Defizite in einzelnen Fächern auszu-
gleichen. Damit es erst gar nicht so weit
kommt und jeder seine individuelle
Lernzeit bekommt, verfolgen wir in
Bayern verschiedene Wege: So eröffnen
wir derzeit an 80 Standorten mit der fle-
xiblen Grundschule die Möglichkeit,
dass Schüler die ersten beiden Jahr-
gangsstufen in einem, zwei oder drei
Jahren durchlaufen können. Außerdem
gibt es schon jetzt in allen Schulen aller
Schularten individuelle Fördermaßnah-
men. Darüberhinaus haben wir für
Schüler mit mittleren Bildungsab-

schlüssen als Brücke Einführungsklas-
sen zur Oberstufe des Gymnasiums be-
ziehungsweise Vorklassen zu Fach- und
Berufsoberschulen eingeführt. Für Ju-
gendliche, die für den achtjährigen Bil-
dungsweg am Gymnasium ein zusätzli-
ches Jahr benötigen, wollen wir außer-
dem zum kommenden Schuljahr die
Möglichkeit schaffen, dieses in der
Mittelstufe wahrzunehmen. Durch ver-
stärkte individuelle Förderung lässt sich
der Lernerfolg bei vielen jungen Men-
schen erhöhen. In den vergangenen
Jahren ist es in Bayern gelungen, die
Zahl der Pflichtwiederholer durch indi-
viduelle Förderung zu senken. Das
Wiederholen aber ist die „Ultima Ratio“
in der schulischen Bildung, aber in be-
sonderen Situationen hilfreich.

PROMehr als jeder Vierte in un-
serem Land ist schon mal

„sitzen geblieben“. Der Begriff „Ehren-
runde“ täuscht darüber hinweg, dass
das Wiederholen einer Klasse ein hefti-
ger Rückschlag ist. In modernen päda-
gogischen Konzeptionen hat es keinen

Platz. Wir wollen es deshalb in Baden-
Württemberg durch den Ausbau indivi-
dueller Förderung überflüssig machen.
Wir wissen aus Praxis und Forschung,
dass schlechte Noten vor allem etwas
mit der Haltung zur Schule und mit der
Art zu lernen zu tun haben. Sie sind oft
mehr Ausdruck von fehlender Motiva-
tion als von fehlenden Fähigkeiten. In
diesen Fällen hilft Unterstützung in der
Bewältigung des Schulalltags. Deshalb
wollen wir mehr derartige Hilfen und
bessere Möglichkeiten, im eigenen
Tempo voranzukommen. Ansonsten

wird der betreffende Schüler bald wie-
der an Grenzen stoßen. Das zeigen die
Forschungsergebnisse ganz klar. Das
Wiederholen einer Klasse ist also auch
mit dem Leistungsprinzip nicht zu
rechtfertigen.
Zudem ist es eine teure Maßnahme,

für den Schüler, für das Schulsystem
und für die Volkswirtschaft. Die Kritik,
ohne dieses „Drohpotenzial“ sei kein
Schüler zu motivieren, greift nicht. Das
entspricht auch nicht unserem Men-
schenbild. Noten und andere Formen
der Leistungsmessung sind ausrei-
chend, jedem jungen Menschen klar -
zumachen, wo er auf seinem indivi-
duellen Weg zum Bildungserfolg, für
den er am Ende eine Prüfung absolvie-
ren muss, steht.

Viele Bundesländer streiten über Bildung

Sitzenbleiben abschaffen? 

Andreas Stoch
(SPD) ist Kultusminis-
ter von Baden-Würt-
temberg.

Foto: Kultusministerium 

Ludwig Spaenle
(CSU) ist Kultusminis-
ter von Bayern.

Foto: StMUK

„Das Wiederholen ist auch 
mit dem Leistungsprinzip
nicht zu rechtfertigen.“

„Durch verstärkte individuelle
Förderung lässt sich der
 Lernerfolg erhöhen.“
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Interview: Karin Birk 

DHZ: Herr Bonin, die Debatte um einen
Mindestlohn nimmt wieder an Fahrt
auf. Gibt es in Deutschland zu viele, die
zu wenig verdienen?
Bonin: Die Zahl der Niedrigverdiener
hat nach den Hartz-Reformen zuge-
nommen. Der Druck auf Langzeitar-
beitslose, sich eine Arbeit zu suchen, ist
höher geworden. Vor den Reformen gab
es diese Niedriglohnjobs nicht, denn die
Unternehmer hätten gar keine Bewerber
dafür gefunden. Überschätzt wird aber
das Problem, dass das Gehalt wegen
Niedriglöhnen nicht zum Leben reicht.
Über die Hälfte der Aufstocker ist nur
geringfügig oder in Teilzeit beschäftigt
oder arbeitet Teilzeit. Nur etwa 75.000
Menschen, die Vollzeit arbeiten, müssen
wegen geringer Löhne aufstocken.
DHZ: Die Opposition und die Gewerk-
schaften fordern einen allgemeinen ge-
setzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro.
Wie viele Arbeitsplätze wären dadurch
gefährdet?
Bonin: Das lässt sich nicht seriös bezif-
fern. Sicher ist aber: Wer jetzt die Löhne
erhöht, läuft Gefahr, dass genau diejeni-

Der Arbeitsmarktexperte Holger Bonin sieht in den aktuellen Szenarien über Lohnuntergrenzen große Unterschiede 

„Am besten wäre kein Mindestlohn“ 

Prof. Holger 
Bonin ist Leiter
des Forschungs-
bereichs Arbeits-
märkte, Personal-
management und
Soziale Sicherung
beim ZEW in Mann-
heim. Foto: ZEW

gen wieder aus dem Arbeitsprozess her-
ausfallen, die wir dank der Hartz-IV-Re-
formen gerade wieder integriert haben.
Viele Langzeitarbeitslose sind gering
qualifiziert. Ihnen können die Unter-
nehmen einfach keine hohen Löhne
zahlen. Ob es tatsächlich negative Be-
schäftigungseffekte gibt, hängt aber da-
von ab, ob ein Mindestlohn überhaupt
wirksam wird.
DHZ: Was meinen Sie damit?
Bonin: Es gibt ja heute schon branchen-
spezifische Mindestlöhne, etwa auf
dem Bau oder im Reinigungsgewerbe.
Deren Wirkungen hat man untersucht.
Es gibt Anzeichen, dass die Arbeitgeber
den Mindestlohn effektiv vermeiden,
beispielsweise etwa durch mehr unbe-
zahlte Überstunden, Arbeitsverdich-
tung oder Lohnsenkungen oberhalb der
Mindestlohnschwelle. Wenn die Ar-
beitskosten also gar nicht steigen, wun-
dert es nicht, dass keine negativen Be-
schäftigungseffekte gefunden werden.
Der Mindestlohn senkt dann aber die
Arbeitsqualität der Geringverdiener.
DHZ: Die CDU möchte dort, wo es keine
tarifvertraglichen Regelungen gibt, re-
gionale und branchenspezifische Min-

destlöhne einführen. Was halten Sie 
davon?
Bonin: Unbestritten hat die Bindekraft
von Tarifverträgen abgenommen.
Gleichwohl halte ich von einer solchen
Lösung nichts. Wenn es um den Schutz
vor ausbeuterischen Löhnen geht,
 warum soll dann ein Müllmann zehn
Euro und ein Wachmann sieben Euro
bekommen? Daneben sind bei Bran-
chenlösungen Abgrenzungen schwierig
und Ausweichmanöver programmiert.
Wenn schon Mindestlohn, dann sollte
er für alle Branchen gleichermaßen gel-
ten. Geboten wäre eine regionale Diffe-
renzierung, um den Produktivitäts-
unterschieden zwischen Ost- und West-
deutschland Rechnung zu tragen. Am
besten wäre kein Mindestlohn.

DHZ: Wie erklären Sie sich die Bereit-
schaft der FDP, beim Mindestlohn ein-
zuschwenken?
Bonin: Der Mindestlohndebatte kann
sich im Wahlkampf keine Partei entzie-
hen. Es gibt einen massiven Druck aus
der Bevölkerung. Viele spüren, dass die
Einkommen zunehmend auseinander-
klaffen. Außerdem haben gerade in der
unteren Mittelschicht die Abstiegsängs -
te zugenommen.
DHZ: Selbst wenn sich die Koalition auf
ein eigenes Konzept einigt, wie groß
sind die Chancen auf veränderte Min-
destlöhne noch vor der Bundestags-
wahl?
Bonin: Bis zur Wahl passiert wohl nicht
mehr viel. Auch wenn die Opposition
über den Bundesrat eine Gesetzesinitia-
tive einbringt und sich Schwarz-Gelb
ebenfalls auf ein gemeinsames Min-
destlohnkonzept einigt, liegen die An-
sätze beider Lager weit auseinander.
Die Vorstellungen in der Regierung ge-
hen in Richtung branchenspezifischer
Mindestlöhne. Die Opposition will ei-
nen allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn. So wird es in den Wahlprogram-
men stehen. Mehr nicht.

Demografen sagen Deutschland einen
deutlichen Rückgang der Zahl erwerbs-
fähiger Menschen voraus. In der Folge
wird das Arbeitskräfteangebot ebenfalls
schrumpfen und sich der Fachkräfte-
mangel in der Bundesrepublik weiter
verstärken.
Um die Folgen für die deutsche

Volkswirtschaft möglichst gering zu hal-
ten, müssen vorhandene Arbeitskräfte-
potenziale besser ausgeschöpft werden.
Ein Ansatzpunkt ist dabei eine steigen-
de Erwerbsbeteiligung von Frauen. Um
das große Potenzial weiblicher Arbeits-
kräfte nachhaltig mobilisieren zu kön-
nen, müssen vielfältige Maßnahmen
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf
ergriffen werden.
Familienfreundlichkeit ist aber nicht

nur gesamtwirtschaftlich notwendig,
sondern auch ein wichtiger Erfolgsfak-
tor für die einzelbetriebliche Entwick-
lung. Bei insgesamt rückläufigem Ar-
beitskräfteangebot werden nur diejeni-
gen Unternehmen ihren Fachkräftebe-
darf decken können, die in den Augen
der Arbeitnehmer attraktive Bedingun-
gen bieten.
In diesem Wettbewerb um die besten

Köpfe spielen familienfreundliche An-
gebote eine zunehmend wichtigere Rol-
le. An vorderster Front stehen dabei 
flexible Arbeitszeitmodelle, die es Eltern
ermöglichen, ihre Arbeitszeit an Erzie-
hungs- und Betreuungsaufgaben anzu-
passen. Aber auch Unterstützungsleis-
tungen oder eine familienfreundliche
Grundstimmung können die Rekrutie-
rung und Bindung von Fachkräften er-
leichtern.
Die Förderung der Vereinbarkeit von

Familie und Beruf ist eine Gemein-
schaftsaufgabe von Politik und Wirt-
schaft. Einerseits muss die öffentliche
Hand das Angebot an Kinderbetreu-
ungseinrichtungen weiter ausbauen
und andererseits sind die Betriebe 
gefordert, sämtliche Möglichkeiten 
zur Unterstützung von Eltern auszu-
schöpfen.
Handwerksbetriebe haben hier eine

gute Ausgangsposition. Aufgrund des
engen Kontaktes zwischen dem Unter-
nehmer und seinen Mitarbeitern lassen
sich die individuellen Bedürfnisse exakt
bestimmen und passgenaue Problem-
lösungen finden.

Wie sich Fachkräfte
halten lassen

Markus Glasl ist
stellvertretender 
Geschäftsführer des
Ludwig-Fröhler-
Instituts (LFI) 
in München. Foto: LFI

MEINUNG VON MARKUS GLASL

Familienfreundlichkeit hilft

Von Lothar Semper

Zukunft kommt von Können – so lau-
tet das Motto der diesjährigen Inter-

nationalen Handwerksmesse. Es ist ei-
nem Leitspruch der Imagekampagne
des deutschen Handwerks entnommen.
Handelt es sich hier nur um ein schönes
und zufälliges Wortspiel oder hat das
Motto auch einen tieferen Sinn?
Ja, den hat es und das wird nirgend-

wo so deutlich wie auf der Münchner
Leistungsschau des Handwerks. Kön-
nen heißt hier, sein Handwerk zu ver-
stehen, es fortzu-
entwickeln und
es immer wieder
zur Vollendung
zu bringen; nicht
zuletzt dadurch,
dass innovative Lösungen für aktuelle
Herausforderungen angeboten werden.
Handwerker sind Könner.
Das ist insbesondere dem handwerk-

lichen Qualifikationssystem zuzu-
schreiben, das vom Lehrling über den
Gesellen bis hin zum Meister führt. Und
Meister wiederum sind es, die ausbil-
den und ihr Können immer wieder an
den Berufsnachwuchs weitergeben. In
keinem anderen Wirtschaftsbereich
und keinem anderen Land funktioniert
dieser Kreislauf so hervorragend.
Duales System der Berufsausbildung

und berufliche Weiterqualifizierung
sind Trümpfe, mit denen wir im inter-
nationalen Wettbewerb wuchern kön-
nen. Der beste Beweis dafür ist die bei
uns sehr niedrige Jugendarbeitslosig-

Der Handwerk demonstriert auf der Internationalen Handwerksmesse seine Leistungsfähigkeit

Zukunft kommt von Können

keit, die in anderen europäischen Staa-
ten mittlerweile traurige Rekorde von
über 50 Prozent erreicht.
Das Können, das die Zukunft sichern

soll, muss aber laufend aktuell gehalten
werden; denn es ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Die Grundlage dafür bil-
den ständig weiterentwickelte Ausbil-
dungs- und Meisterprüfungsordnun-
gen. Der Titel Handwerksmeister ist –
und das sollte von Berlin bis Brüssel all-
mählich verstanden werden – keine
willkürliche Hürde für Existenzgrün-
dungen, sondern er ist Qualitätsmerk-

mal und Gütesiegel. Hinzu kommen
noch die zahlreichen Weiterbildungen,
die das Handwerk für seine Mitarbeiter
anbietet. Wobei die ständige Fort- und
Weiterbildung auch ein absolutes Muss
ist, um im Wettbewerb vorne mit dran-
bleiben zu können.
Das damit Erreichte kann sich sehen

lassen. Dies wird gerade durch eine ak-
tuelle Studie des Prognos-Instituts
unterstrichen. Sie macht deutlich, dass
das Handwerk bei vielen aktuellen Her-
ausforderungen eine Schlüsselrolle ein-
nimmt. Dazu gehören die Energiewen-
de genauso wie der ökologische Umbau
und die Anpassung an eine alternde Ge-
sellschaft. Das ist aber kein Grund, sich
auf diesen Lorbeeren auszuruhen. Der
Stellenwert und die wirtschaftliche Be-

deutung müssen immer wieder vertei-
digt und behauptet werden. Zukunft
kommt von Können – diesen Zu-
sammenhang muss auch die Politik
deutlich mehr verinnerlichen. Dabei
geht es zum einen darum, dass in unse-
rer Gesellschaft praktisches Können
mindestens genauso viel gelten muss
wie theoretisches Können.
Hier besteht so lange Nachholbedarf,

wie immer wieder die Abiturientenquo-
te und die Studienanfängerzahl als
Maßstab der Leistungs- und Zukunfts-
fähigkeit herangezogen werden.

Deutschland wird
sich in der Zu-
kunft nicht nur als
Land der Denker
behaupten kön-
nen. Es müssen

mindestens genauso viele Könner hin-
zukommen. Die deutsche Bildungspoli-
tik bekennt sich zwar zur Gleichwertig-
keit von beruflicher und allgemeiner
Bildung – aber die Praxis hält damit
nicht immer Schritt.
Ein positives Zeichen hat jetzt Bay-

ern gesetzt: Im Zuge der Abschaffung
der Studiengebühren sollen Meister, die
ihre Fortbildung erfolgreich absolvie-
ren, einen Bonus in Höhe von 1.000 Eu-
ro bekommen. Beim Können geht es
zum anderen aber auch darum, es
Unternehmern wie Arbeitnehmern zu
ermöglichen, dass sie ihre Leistungsfä-
higkeit auch voll zur Entfaltung bringen
können. Da geht es um Entbürokratisie-
rung genauso wie um vernünftige steu-
erliche Rahmenbedingungen.

„Der Titel Handwerksmeister ist keine willkürliche Hürde 
für Existenzgründungen, sondern er ist 
Qualitätsmerkmal und Gütesiegel.“


